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Terminhinweise für Medien

Dienstag, 21. Januar, 9 Uhr, „Netzwerk Geburt und Familie e.V.“, 
Waltherstraße 16a
Der Referent für Arbeit und Wirtschaft Clemens Baumgärtner besucht auf 
seiner „MBQ-Tour“ das Projekt „Netzwerk Geburt und Familie“, einen der 
rund 30 Sozialen Betriebe, die vom Münchner Beschäftigungs- und Qualifi-
zierungsprogramm (MBQ) gefördert werden. Der Betrieb bietet Frauen, die 
durch Langzeitarbeitslosigkeit, Krankheit, Behinderung, häusliche Gewalt 
oder Migration in Not geraten sind, öffentlich geförderte Arbeitsgelegen-
heiten und Umschulungsplätze – etwa in einem Café und einer Nähwerk-
statt, wobei besonderer Wert auf familienfreundliche und marktnahe Be-
schäftigung gelegt wird. Clemens Baumgärtner informiert sich bei seinen 
Besuchen in vom MBQ geförderten Einrichtungen über Herausforderun-
gen und Erfolgsfaktoren bei der Beschäftigung von langzeitarbeitslosen 
Menschen sowie den Nutzen der Betriebe für die Bürgerschaft.
Achtung Redaktionen: Um Anmeldung wird gebeten bis Montag, 20. Ja-
nuar, per E-Mail an constantin.herrmann@muenchen.de. Der Termin ist für 
die Fotoberichterstattung geeignet.

Dienstag, 21. Januar, 14 Uhr, Rathaus, 2. Stock, vor Zimmer 200
Oberbürgermeister Dieter Reiter eröffnet zusammen mit Münchens Poli-
zeipräsident Thomas Hampel die Ausstellung „Die Münchner Polizei und 
der Nationalsozialismus“, die bis Ende Februar im 2. Stock des Rathauses 
vor dem Zimmer 200 zu sehen ist. Die Ausstellung ist nach ihrer Eröffnung 
während der Öffnungszeiten des Rathauses, Montag bis Donnerstag von 9 
bis 17 Uhr und am Freitag von 9 bis 13 Uhr zu besichtigen.

Bürgerangelegenheiten

Donnerstag, 23. Januar, 19 Uhr, Rathaus, Großer Sitzungssaal (Zu-
gang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 1 (Altstadt-Lehel).

Donnerstag, 23. Januar, 19 Uhr, Kulturzentrum Trudering, Wasserbur-
ger Landstraße 32 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 15 (Trudering-Riem).
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Meldungen

OB Reiter: Nachruf auf Günter Knoll
(16.1.2025) Den verstorbenen Kulturveranstalter Günter Knoll würdigt 
Oberbürgermeister Dieter Reiter in folgendem Nachruf: „Mit großem Be-
dauern habe ich vom Tod Günter Knolls erfahren, der die Münchner Klein-
kunstszene über Jahrzehnte in seiner eigenen, ganz besonderen Weise 
geprägt und der Kunstform des Kabaretts Raum und Bühne gegeben hat. 
Als Gründer und Betreiber des Hinterhoftheaters in der Gabelsberger-
straße, später im Wirtshaus am Hart, mit dem HAI in der Rosenheimer 
Straße und über viele Jahre dem Theater im Schlachthof hat Günter Knoll 
ein treues Publikum zu begeistern vermocht. Mit seiner Agentur Hinter-
hof.kultur setzte er sein Engagement für eine lebendige und unabhängige 
Szene fort. Seiner Initiative ist auch die Schaffung der Freiheizhalle an der 
Donnersbergerbrücke als Ort für Kabarett und Musik zu verdanken. Er war 
ein wichtiger Initiator und Motor für die Münchner Kultur, gab auch Un-
bekannten und Newcomern Chancen und Räume. Späteren Größen der 
hintergründigen Unterhaltung – darunter Ottfried Fischer, Harald Schmidt 
und Bruno Jonas – hat er auf seinen Bühnen ein Sprungbrett geboten, sie 
konnten sich ausprobieren und wachsen.
Als unermüdliches Vielfachtalent schrieb Günter Knoll auch selbst und 
führte Regie, wofür er unter anderem 1990 von der Landeshauptstadt 
München mit dem Schwabinger Kunstpreis ausgezeichnet wurde. Starke 
Charaktere wie ihn, der Ende der 80er Jahre auch als Mitinitiator und 
Vorsitzender des Zusammenschlusses ,Künstler gegen rechts‘ auftrat, 
bräuchte es gerade in der heutigen Zeit noch mehr.
Günter Knolls Stimme wird uns fehlen – er wird uns fehlen. Ich bin sicher, 
dass nicht nur die Landeshauptstadt München sich immer ehrend und 
dankbar an Günter Knoll erinnern wird und dass sein Wirken noch lange 
nachhallen wird.“

München führt Maßnahmen zur Fachkräfte-Gewinnung fort
(16.1.2025) Der Fachkräftemangel hat vielfältige Folgen. In der Stadt Mün-
chen bedroht er die Existenz von kleinen und mittleren Betrieben, bremst 
den Ausbau grüner Energien und bedeutet eine große Herausforderung 
für die Sozial- und Pflegesysteme. Mit einem breiten Maßnahmenpaket 
begegnet die Landeshauptstadt dem Fachkräftemangel insbesondere 
im Handwerk, der Gastronomie und in den sozialen Berufen. Ziel ist, die 
Arbeitsmarktchancen von benachteiligten Jugendlichen zu erhöhen, die 
Quote der Schul- und Ausbildungsabbrecher*innen zu reduzieren und 
mehr junge Menschen für Ausbildungsberufe zu begeistern. 
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Das Referat für Bildung und Sport, das Sozialreferat sowie das Referat für 
Arbeit und Wirtschaft haben jetzt dem Stadtrat über den Stand und die 
Weiterentwicklung bestehender Aktivitäten zur Reduzierung des Fach-
kräftemangels berichtet. Dazu gehören unter anderem die Weiterführung 
der Anlaufstelle Schule@Ehrenamt, gezielte Maßnahmen zur Integration 
von Auszubildenden aus dem Ausland und zusätzliche Aktivitäten, um die 
Attraktivität der dualen Ausbildung sichtbar zu machen und den Übergang 
von der Schule in das Berufsleben gut zu gestalten. 
Chancen für junge Menschen erhöhen
Beim Themenfeld „Chancen für junge Menschen erhöhen“ steht die Stär-
kung bestehender Mentoring-Programme im Zentrum. Mentoring bezeich-
net individuelle Betreuungsleistungen durch Freiwillige. Wissenschaftliche 
Studien belegen die hohe Wirksamkeit vor allem für das informelle Ler-
nen von Kindern und Jugendlichen. So wird Mentoring bereits an vielen 
Münchner Schulen praktiziert, unter anderem im Rahmen von Program-
men wie Jobmentoring und Lesepatenschaften. Zusätzlich zu ehrenamt-
lichen Leistungen sind im Rahmen der Bedarfsorientierten Budgetierung 
auch hauptamtliche Beratungs-, Begleitungs- und Coaching-Angebote vor-
gesehen. 
Mit dem aktuellen Beschluss des Stadtrats soll die Koordination zwischen 
den vielfältigen Bildungsinitiativen, ehrenamtlichen Angeboten und Schu-
len sowie die Verzahnung von ehrenamtlichen und hauptamtlichen Ange-
boten in die Zukunft geführt werden. 
Eine zentrale Rolle kommt dabei der Anlaufstelle Schule@Ehrenamt zu. 
Vorgesehen ist, diese für weitere vier Jahre auszuschreiben. Mit ihren Ak-
tivitäten unterstützt Schule@Ehrenamt bei der Koordination der Vielzahl an 
Programmen und setzt so dringend benötigte Kapazitäten an den Schulen 
frei. Auch trägt sie dazu bei, Angebote passgenauer und zielgerichteter zu 
vermitteln sowie die Qualitätssicherung zu steigern. Die Finanzierung der 
zunächst auf vier Jahre befristeten Maßnahme erfolgt aus dem Budget 
des Referats für Bildung und Sport. 
Quote der Schul- und Ausbildungsabbrecher*innen reduzieren
Der Bereich „Quote der Schul- und Ausbildungsabbrecher*innen redu-
zieren“ zielt auf eine Ausweitung von Maßnahmen, die ein individuelles, 
frühzeitiges Eingreifen bei solchen Schüler*innen und Auszubildenden 
ermöglichen, deren hohe Fehlzeiten einen möglichen Schul- oder Ausbil-
dungsabbruch befürchten lassen. 
Über das Pädagogische Institut – Zentrum für kommunales Bildungs-
management (PI-ZKB) der Stadt ist bereits eine Vielzahl individueller 
Beratungsangebote etabliert, so zum Beispiel die Bildungsberatung, die 
Bildungsberatung International oder die Berufswegplanungsstelle b-wege. 
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Ein besonders intensives Coaching steht für Schüler*innen mit erhöhtem 
Förderbedarf im Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) bereit. 
Ein wachsender Unterstützungsbedarf zeigt sich zudem an den beruflichen 
Schulen. Dort steigt der Anteil von Schüler*innen aus dem Ausland rasant 
– an der Städtischen Berufsschule für Hotel-, Gaststätten- und Brauge-
werbe haben derzeit 43 Prozent der Schüler*innen einen Migrationshin-
tergrund, in einigen Klassen bis zu 80 Prozent. Das führt zu sprachlichen 
Herausforderungen und neuen Situationen im Unterricht. Damit auch diese 
Berufsschüler*innen ihr Ausbildungsziel erreichen können und dem Ar-
beitsmarkt zur Verfügung stehen, wird dort im Rahmen eines zweijährigen 
Pilotprojekts, gemeinsam entwickelt und finanziert vom Sozialreferat und 
dem Referat für Bildung und Sport, eine intensive, integrierte Deutschför-
derung erprobt, die dann gegebenenfalls an weiteren beruflichen Schulen 
implementiert werden soll.
Die berufliche Integration wird auch dadurch unterstützt, dass entspre-
chend der veränderten Schülerschaft Fortbildungen für die Lehrkräfte und 
das pädagogische Personal an den beruflichen Schulen weiterentwickelt 
werden. Sie sollen das Personal auf die Heterogenität der Zuwander*innen 
sowie den Umgang mit Mehrsprachigkeit vorbereiten und die Chancen 
dahinter aufzeigen. Außerdem sollen sie über rechtliche Rahmenbedin-
gungen, Asyl- und Aufenthaltsrecht informiert werden, für Themen der 
Migration und ihre psychologischen Folgen sensibilisiert und zusätzliches 
Handwerkszeug für digitales Lernen und geschlechtergerechte Pädagogik 
an die Hand bekommen.
Bereits gestartet ist ein Pilotprojekt, durch das türkischsprechende bulga-
rische Schüler*innen und ihre Familien besser erreicht werden sollen. Sie 
sind als Minderheit im Herkunftsland von unterschiedlichen Formen von 
Diskriminierung und Ausgrenzung betroffen. Eine Konsequenz ist nicht 
selten der fehlende Zugang zu Bildung. Eine gezielte Beratung und Be-
gleitung stabilisiert die familiären Lebensverhältnisse und eröffnet dabei 
den Schüler*innen mittelfristig bessere Lern- und Lebensperspektiven. 
Partnerin ist die AWO, die über mehrjährige Erfahrung in der Beratung und 
Begleitung der Zielgruppe verfügt. Auf Grundlage des bereits etablierten 
Beratungscafés werden mobile Beratungsleistungen an zwei ausgewähl-
ten Grundschulen eingeführt und über zwei Jahre evaluiert. Zuschussge-
ber sind das Referat für Bildung und Sport und das Sozialreferat. 
Junge Menschen für Ausbildungsberufe gewinnen
Ziel der Maßnahmen „Junge Menschen für Ausbildungsberufe gewinnen“ 
ist, die Attraktivität von Ausbildungsberufen bekannter zu machen. Fe-
derführend ist das Referat für Arbeit und Wirtschaft, das im Rahmen des 
Münchner Beschäftigungs- und Qualifizierungsprogramms MBQ geeignete 
Maßnahmen umsetzt. Dabei geht es wesentlich um die Intensivierung be-
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stehender Erfolgsformate, insbesondere um die Weiterführung und Koordi-
nation der Ausbildungsmessen. Eine jährliche Übersicht über die Veranstal-
tungen und Angebote zur Berufswahlorientierung von Kommune, Agentur 
für Arbeit, Kammern und Privatwirtschaft erleichtert es für Schulen, die 
Messebesuche langfristig zu planen. Mit der Einrichtung von mittlerweile 
zwei Stellen für Akquisiteur*innen für Pflegeberufe legt die Landeshaupt-
stadt München außerdem einen besonderen Fokus auf die Rekrutierung 
von Auszubildenden für soziale Berufe.
Bürgermeisterin Verena Dietl: „Wirtschaftliche Prosperität und gesell-
schaftliche Teilhabe aller Bürger*innen sind zwei Seiten derselben Me-
daille. Unser aktuelles Maßnahmenpaket gegen den Fachkräftemangel 
ist ein weiterer Beleg, wie ernst es der Landeshauptstadt München mit 
beidem ist.“
Stadtschulrat Florian Kraus: „Je individueller wir insbesondere benachtei-
ligte Kinder und Jugendliche unterstützen können, desto gerechter wird 
unser Bildungswesen. Hier ist der Einsatz von ehrenamtlichen Mentor*in-
nen besonders sinnvoll und ich freue mich, dass die wichtige Vermittlungs-
arbeit der Anlaufstelle Schule@Ehrenamt für weitere vier Jahre gesichert 
ist.“
Sozialreferentin Dorothee Schiwy: „Es ist uns ein besonderes Anliegen, 
das Potenzial der jungen Menschen mit Zuwanderungsgeschichte zu för-
dern und ihre Arbeitsmarktchancen zu stärken. Der Arbeitsmarkt braucht 
sie. Ich freue mich daher, dass wir gemeinsam Projekte auf den Weg brin-
gen konnten, die die konkreten zuwanderungsspezifischen Bedarfe in den 
Blick nehmen, um einen erfolgreichen Schul- und Ausbildungsabschluss zu 
ermöglichen.“
Clemens Baumgärtner, Referent für Arbeit und Wirtschaft: „Der Übergang 
von der Schule in den Beruf ist eine bedeutende Entscheidung für Jugend-
liche. Ein Fehlstart ins Berufsleben kostet Zeit und ist frustrierend. Wir 
wollen deshalb alles daransetzen, dass Jugendliche diese Entscheidung 
bestens informiert treffen können und eine Ausbildung bekommen, die ge-
nau zu ihnen passt. Deshalb haben wir unser Angebot an Berufs- und Aus-
bildungsmessen sowie die Zahl der teilnehmenden Unternehmen ständig 
erweitert.“

Bürgermeisterin Dietl empfängt BA-Vorsitzende zum Jahresauftakt
(16.1.2025) Bürgermeisterin Verena Dietl hat die Münchner Bezirksaus-
schussvorsitzenden zum Jahresauftaktgespräch im Ratskeller empfangen. 
In diesem Rahmen wurden die Arbeit und Herausforderungen der Bezirks
ausschüsse (BA) für das Jahr 2025 erörtert. Die Bürgermeisterin hob die 
Bedeutung der Zusammenarbeit mit den Bezirksausschussvorsitzenden 
hervor, um die Anliegen der Stadtteile bestmöglich zu vertreten und Lösun-
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gen für die Bürger*innen zu finden. „Gemeinsam können wir die Weichen 
für eine positive Entwicklung unserer Stadt stellen und die Lebensqualität 
in den einzelnen Bezirken weiter verbessern“, so Dietl. Die Veranstaltung 
bot auch eine hervorragende Gelegenheit, um Ideen auszutauschen.

Bürgermeisterin Verena Dietl mit den Bezirksvorsitzenden beim Jahresauftaktgespräch im 
Ratskeller (Foto: LHM)

Befreiung von der Zweitwohnungsteuer für das Jahr 2024
(16.1.2025) Die Stadtkämmerei weist darauf hin, dass Anträge auf Be-
freiung von der Zweitwohnungsteuer für das Jahr 2024 auf Grund der in 
Artikel 3, Absatz 3 Kommunalabgabengesetz (KAG) festgelegten Einkom-
mensgrenzen bis 31. Januar 2025 bei der Stadtkämmerei eingegangen 
sein müssen. Anträge, die nach dem 31. Januar 2025 eingehen, können 
nicht berücksichtigt werden.
Die Befreiung kann online unter muenchen.de/zweitwohnungsteuer be-
antragt werden. Alternativ kann der formlose Antrag schriftlich auf dem 
Postweg (Stadtkämmerei, SKA 4.2 Zweitwohnungsteuer, Postfach 201951, 
80019 München), per Telefax an 233-24678 oder per E-Mail an zweitwoh-
nungsteuer.ska@muenchen.de gestellt werden.
Die Befreiung von der Zweitwohnungsteuer ist dann zu gewähren, wenn 
die Summe der positiven Einkünfte des beziehungsweise der Steuerpflich-
tigen im vorletzten Jahr vor dem Entstehen der (Zweitwohnung-)Steuer-
pflicht 29.000 Euro nicht überschritten hat. Bei nicht dauernd getrennt 
lebenden Ehegatten und Lebenspartnerschaften kann sich die Freigrenze 

https://stadt.muenchen.de/service/info/befreiung-von-der-zweitwohnungsteuer/10226798/n0/
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– in Abhängigkeit von den individuellen Einkommensverhältnissen der Ehe-
gatten/Lebenspartner – auf bis zu 37.000 Euro erhöhen. Die Frist für die 
Beantragung der Befreiung von der Zweitwohnungsteuer auf Grund gerin-
gen Einkommens für das Veranlagungsjahr 2025 endet erst zum 31. Januar 
2026. 
Mehr Infos unter muenchen.de/zweitwohnungsteuer.

Sitzung der Kommission für Stadtgestaltung
(16.1.2025) Die nächste Sitzung der Kommission für Stadtgestaltung der 
Stadt München findet am Dienstag, 21. Januar, ab 16 Uhr im Großen Sit-
zungssaal des Rathauses statt.
Folgende Tagesordnungspunkte werden behandelt:
1. 	Rupert-Mayer-Straße, aktuelles Planungskonzept auf Grundlage des 

Aufstellungsbeschlusses vom 25.10.2023 (Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / 
V 09130), Entwurfsverfasser: Dömges Architekten AG, Regensburg, 
Bauherr: FidCap München

2.	 Sonnenstraße 24, Aufstockung Bestandsgebäude mit Büronutzung, 
Entwurfsverfasser: steidle architekten, München, Bauherr: Fom Real 
Estate GmbH, Heidelberg

3.	 Lagerhausstraße 5 -15 / Schäftlarnstraße 2-8, Großmarkthalle  
München – Vorbescheid, Entwurfsverfasser: Four Parx GmbH, Bauherr: 
Park Immobilien Projekt 26 BeteiligungsGmbH & Co. KG

Achtung Redaktionen: Rückfragen bitte an das Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommission, Frau Rothuber, 
Telefon 233-24358, E-Mail stadtgestaltungskommission@muenchen.de.

Informationsveranstaltungen der städtischen Fachoberschulen
(16.1.2025) In Vorbereitung auf den Einschreibezeitraum von 17. bis 28. 
Februar laden die städtischen Fachoberschulen (FOS) zu Informations-
veranstaltungen ein. Fachoberschulen bieten Schüler*innen mit Mittlerer 
Reife die Möglichkeit, die Hochschulzugangsberechtigung zu erwerben. 
Da die Fachoberschulen Allgemeinbildung, Fachtheorie und fachpraktische 
Bildung vermitteln, können die Schüler*innen zwischen verschiedenen 
Ausbildungsrichtungen wählen.
Fachoberschule für Sozialwesen und Gesundheit München Nord
Seit Beginn des Schuljahres 2024/2025 hat die Fachoberschule für Sozi-
alwesen und Gesundheit München Nord ihr neues Schulgebäude in der 
Freudstraße 15 (U-Bahn-Haltestelle: U2 Harthof) bezogen. Bei der Infor-
mationsveranstaltung am Donnerstag, 30. Januar, ab 18 Uhr können Per-
sonen, die an den Ausbildungsrichtungen Gesundheit oder Sozialwesen 

https://www.muenchen.de/zweitwohnungsteuer
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interessiert sind, den neuen Campus besichtigen und einen Überblick über 
die verschiedenen Fächer und Aktivitäten der Schule erhalten. Außerdem 
werden die Wege zum Erwerb der Fachhochschulreife (nach der 12. Jahr-
gangsstufe) sowie zur allgemeinen bzw. fachgebundenen Hochschulreife 
(nach der 13. Jahrgangsstufe) erläutert. Weitere Infos zur Veranstaltung on-
line unter https://fos-nord.de.
Rainer-Werner-Fassbinder-Fachoberschule für Sozialwesen
Für Schüler*innen, die an der Ausbildungsrichtung Sozialwesen interessiert 
sind, gibt es noch ein weiteres städtisches Angebot: die Städtische Rai-
ner-Werner-Fassbinder-Fachoberschule für Sozialwesen in der Schliersee-
straße 47. Hier findet der Informationsabend am Mittwoch, 5. Februar, 19 
Uhr, statt. Weitere Infos unter https://rwf-fos.de.
Robert-Bosch-Fachoberschule Wirtschaft
Am Dienstag, 28. Januar, findet ab 17.30 Uhr für die beiden Ausbildungs-
richtungen „Wirtschaft und Verwaltung“ und „Internationale Wirtschaft“ 
eine Informationsveranstaltung der Städtischen Robert-Bosch-Fachober-
schule Wirtschaft statt. Die Veranstaltung wird in Präsenz im Schulgebäude 
in der Schleißheimer Straße 510 (U-Bahn-Haltestelle U2 Dülferstraße) 
durchgeführt. Das Programm und weitere Infos sind auf der Schulhome-
page veröffentlicht unter https://robofos.musin.de.
Fachoberschule für Gestaltung
Die FOS Gestaltung hat die Besonderheit einer Aufnahmeprüfung. Diese 
findet am 12. März statt. Alle notwendigen Informationen hierzu gibt es am 
Mittwoch, 5. Februar, 17 bis 19 Uhr, in der Ungsteiner Straße 46. Weitere 
Infos unter https://fos-gestaltung.musin.de.

Neue Chancen für den (Wieder-)Einstieg ins Arbeitsleben
(16.1.2025) Mit Beginn des neuen Jahres startet das Projekt „Brücken-
schlag“ des Münchner Beschäftigungs- und Qualifizierungsprogramms 
(MBQ) mit seinem kostenfreien Angebot für Münchner Bürgerinnen und 
Bürger in eine neue Runde. Das Programm aus dem Referat für Arbeit und 
Wirtschaft richtet sich an Menschen, die den Einstieg oder Wiedereinstieg 
in das Berufsleben suchen, und unterstützt sie mit maßgeschneiderten 
Qualifizierungsmodulen sowie intensiver sozialpädagogischer Betreuung.
Ab sofort können Interessierte aus einer breiten Palette an Kursen wählen, 
um ihre beruflichen Chancen zu verbessern. Die Teilnahme an den Modu-
len ist dank der Förderung durch den Europäischen Sozialfonds Plus (ESF 
Plus) sowie der Unterstützung der Stadt München und weiterer Partner 
kostenfrei. Dabei stehen sowohl praxisorientierte als auch theoretische 
Angebote zur Verfügung: vom Bewerbungstraining, inklusive Vorbereitung 
auf Vorstellungsgespräche, über berufsbezogene Deutschkenntnisse oder 

https://fos-nord.de
https://rwf-fos.de
https://robofos.musin.de
https://fos-gestaltung.musin.de
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mathematisches Grundwissen bis zur Digitalen Kompetenz – Grundlagen 
im Umgang mit Computern und Software.
Das Programm ist dabei flexibel: Der modulare Aufbau ermöglicht es den 
Teilnehmer*innen, gezielt aus den Angeboten auszuwählen, die ihren per-
sönlichen Bedürfnissen und beruflichen Zielen am besten entsprechen. 
Der Einstieg in das Programm ist jederzeit möglich. Neben den Weiterbil-
dungsangeboten bietet „Brückenschlag“ auch umfassende sozialpädagogi-
sche Unterstützung – ein integrativer Ansatz, der den Teilnehmenden hilft, 
nicht nur fachliche Kompetenzen zu erwerben, sondern auch persönliche 
und soziale Herausforderungen zu bewältigen. Teilnehmen können Men-
schen, deren Wohnsitz in München liegt, am besten innerhalb des Pro-
grammgebietes Giesing, Berg am Laim und Ramersdorf. Weitere Bedin-
gungen sind ein Mindestalter von 18 Jahren, eine Arbeitserlaubnis sowie 
bereits vorhandene Deutschkenntnisse ab Niveau A2.
Informationen zum Projekt „Brückenschlag“ finden sich auf der offiziellen 
Website unter www.muenchen.de/brueckenschlag.
Das Projekt „Brückenschlag“ wird im Rahmen des Programms „Bildung, 
Wirtschaft, Arbeit im Quartier – BIWAQ“ vom Bundesministerium für Woh-
nen, Stadtentwicklung und Bauwesen sowie der Europäischen Union über 
den Europäischen Sozialfonds Plus (ESF Plus) gefördert. Zu den unterstüt-
zenden Partnern gehören unter anderem die Jobcenter in Berg am Laim, 
Giesing und Ramersdorf, die Innung für Elektro- und Informationstechnik 
München, MORGEN e.V., MAGs – München aktiv für Gesundheit, Stadt-
teilläden und die Bildungslokale Giesing, Ramersdorf und Berg am Laim 
sowie der GesundheitsTreff Neuperlach.

Diskussion zur Migrationsgeschichte Münchens in der Nachkriegszeit
(16.1.2025) Im Historischen Seminar der Ludwig-Maximilians-Universität 
München, Raum K 001, Amalienstraße 52, findet am Dienstag, 21. Januar, 
von 19.30 bis 21.30 Uhr eine Podiumsdiskussion mit Präsentation aktueller 
Publikationen zur Migrationsgeschichte Münchens in der Nachkriegszeit 
statt. Die Veranstaltung der Ludwig-Maximilians-Universität München in 
Kooperation mit dem Münchner Stadtmuseum, Public History im Kultur-
referat München und dem Jüdischen Museum München ist Teil des Pro-
gramms „Stunde Null?! Wie wir wurden, was wir sind“.
In der Podiumsdiskussion werden der Band „Osteuropäisches München. 
Displaced Persons und Geflüchtete in der Nachkriegszeit“ sowie die Aus-
stellungspublikation „München Displaced. Heimatlos nach 1945“ des 
Münchner Stadtmuseums und die Online-Ausstellung „München Displa-
ced ONLINE. Jüdische Displaced Persons in München 1945–1951“ des 
Jüdischen Museums München zum Ausstellungsprojekt „München Displa-
ced“ (2023/24) vorgestellt.

http://www.muenchen.de/brueckenschlag
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Die Historikerin Dr. Anke Stephan, Jutta Fleckenstein vom Jüdischen 
Museum München und Karolina Novinšćak Kölker vom Stadtmuseum 
München führen in die Thematik ein. Es diskutieren Dr. Vitalij Fastovskij 
(Universität Münster), Jutta Fleckenstein, Dr. Kateryna Kobchenko (Univer-
sität Münster) und Karolina Novinšćak Kölker, Moderation Dr. Felix Jeschke 
(Ludwig-Maximilians-Universität München).
Die Teilnahme ist frei. Der Zutritt ist barrierefrei.

Planungstreffen zur Stadtteilwoche Aubing-Lochhausen-Langwied
(16.1.2025) Das Kulturreferat lädt am Dienstag, 21. Januar, 19 Uhr, im Kul-
turzentrum Ubo9, Ubostraße 9, zur zweiten und abschließenden Vorberei-
tungssitzung für die Stadtteilwoche Aubing-Lochhausen-Langwied vom 
17. bis 23. Juli ein. Von den in den Vierteln ansässigen Vereinen, Initiativen, 
Institutionen und Künstler*innen wurden bereits zahlreiche konkrete Ideen 
und kulturelle Aktivitäten eingebracht. Nun werden die Planungen vorge-
stellt und Fragen geklärt. Zusätzliche Programmpunkte können nicht mehr 
angemeldet werden. Eine Anmeldung für die Vorbereitungssitzung ist nicht 
erforderlich.
Weitere Informationen unter www.stadtteilwochen-muenchen.de.

Bauzentrum: Online-Infoabend „Gute Raumluft im Gebäude“
(16.1.2025) Das Bauzentrum München lädt am Dienstag, 21. Januar, um 18 
Uhr ein zum Online-Infoabend „Gute Raumluft im Gebäude: Schimmel, Ra-
don und andere Schadstoffe vermeiden“. Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine 
Anmeldung ist erforderlich unter https://t1p.de/b3aq4.
Die meisten Menschen verbringen den größten Teil ihres Lebens in In-
nenräumen, davon etwa zwei Drittel in der eigenen Immobilie. Neben 
unangenehmen Gerüchen können aus Baustoffen, Klebern, Lacken und 
Einrichtungsgegenständen austretende Stoffe sowie das im Erdreich ent-
stehende Radon die Raumluft deutlich verschlechtern und zu Gesundheits-
belastungen führen. Bei ungünstigen raumklimatischen Bedingungen kann 
sich außerdem Schimmel bilden. Diplom-Biologin Pamela Jentner erklärt, 
wie durch die sorgsame Auswahl von Baustoffen und Materialien bei Haus-
bau, Einrichtung und Gestaltung die Luftqualität maßgeblich beeinflusst 
und verbessert werden kann. Weiterhin wird erläutert, welche vorbeugen-
den Maßnahmen, wie beispielsweise richtiges Lüften, dazu beitragen, 
Probleme mit Schimmel zu vermeiden und welche sinnvollen Methoden es 
zur Schimmelbeseitigung gibt.
Das Bauzentrum München in der Messestadt Riem ist das Informations- 
und Beratungszentrum der Stadt München zu den Themen nachhaltiges 
Wohnen, Sanieren und Bauen. Weitere Informationen unter muenchen.de/
bauzentrum und veranstaltungen.muenchen.de/bauzentrum.

http://www.stadtteilwochen-muenchen.de
https://t1p.de/b3aq4
http://muenchen.de/bauzentrum
http://muenchen.de/bauzentrum
http://veranstaltungen.muenchen.de/bauzentrum
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 16. Januar 2025

Lärmschutzplan für München bei Nacht: Tempolimit und Geschwin-
digkeitskontrollen im Stadtgebiet
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/MünchenListe) vom 20.11.2023

Bayerstraße 22 
Anfrage Stadtrat Alexander Reissl (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE 
WÄHLER) vom 23.7.2024

Garagen-Alarm bei der Münchner Wohnen – Wie viele Anlagen sind 
noch sanierungsbedürftig?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele Neff, 
Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion) vom 
22.10.2024
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Lärmschutzplan für München bei Nacht: Tempolimit und Geschwin-
digkeitskontrollen im Stadtgebiet
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/MünchenListe) vom 20.11.2023

Antwort Christine Kugler, Referentin für Klima- und Umweltschutz:

Zunächst möchte ich mich für die gewährte Fristverlängerung bedanken. 

Mit Schreiben vom 20.11.2023 haben Sie beantragt, dass die Verwaltung 
der Landeshauptstadt München einen „Lärmschutzplan Straßenverkehr 
für die Nachtstunden“ im Münchner Stadtgebiet mit den nachfolgend gen-
nannten Schwerpunkten entwickelt: 
-	 „Ausweisung von flächendeckenden Tempo-30-Zonen auf Hauptver-

kehrsstraßen im Münchner Gesamtraum mit begrenztem Tempolimit 
von 22 Uhr bis 6 Uhr – insbesondere Berücksichtigung von Straßen mit 
Wohnblocks an der Fahrbahn“ (Antragspunkt 1)

-	 „Ausstattung der Behörden und Einrichtung von Geschwindigkeitskon-
trollen in den Nachtstunden durch mobile Hochleistungs-Messapparate 
wie Lichtschranken-Blitzer, um Fahren in überhöhter Geschwindigkeit 
flächendeckend und flexibel zu verfolgen.“ (Antragspunkt 2)

-	 „Plan zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten bei verhaltensbeding-
tem Verkehrslärm (Posing-Fahrten, Tuning-Fahrten, spontane oder ver-
abredete Autorennen, Fahren mit überhöhter Geschwindigkeit, starkes 
Beschleunigen, Manipulationen an Abgasanlagen usw.)“ (Antragspunkt 
3)

Zur Begründung haben Sie dazu Folgendes vorgetragen: 
„Verkehrslärm in der Nacht stört die Nachtruhe oder Erholungsphasen 
der Stadtbevölkerung und reduziert maßgeblich die Lebensqualität. Ver-
kehrslärm wirkt als Stressfaktor und begünstigt somit Erkrankungen u.a. 
Blutdruckanstieg, Erhöhung der Herz- und Atemfrequenz und Änderungen 
der Durchblutung. Diese Auswirkungen gelten als potenzielle Risikofakto-
ren für Herz-Kreislauf-Erkrankungen.
Diverse Großstädte in Deutschland z.B. wie Hamburg und Berlin haben 
bereits gute Erfahrungen gesammelt, Verkehrslärm und Ordnungswidrig-
keiten durch zeitlich begrenzte Tempolimits und Kontrollen in den Nacht-
stunden reduzieren.
Insbesondere in dicht besiedelten und nachts viel befahrenen Stadtvier-
teln, wo Wohnblöcke an Straßen heranreichen, ist es so möglich, Nacht-
ruhe zu fördern und Lebensqualität insgesamt zu erhöhen. Akustisch hal-
biert sich Straßenlärm um die Hälfte bei einer Fahrt in Tempo 30. Zudem 
erhöhen die Maßnahmen die Sicherheit auf der Straße: Fahren in überhöh-
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ter Geschwindigkeit oder durch auch Straßenrennen führen in München 
immer wieder zu bestürzenden, schweren Unfällen mit Schwerverletzten 
und Toten wie vor wenigen Jahren an der Fürstenrieder Straße oder zuletzt 
im Juli 2023 am Leonrodplatz.
Auch das muss in der Stadt München mit allen Mitteln verhindert werden. 
Die Vision Zero der Stadt München – keine Verkehrstote im Straßenverkehr 
– wird durch diesen Lärmschutzplan auch in den Nachtstunden konsequent 
fortgeführt.“

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, teilen wir Ihnen auf diesem Wege zu Ih-
rem Antrag vom 20.11.2023 Folgendes mit: 

Zu Antragspunkt 1:
Zunächst ist im Allgemeinen darauf hinzuweisen, dass Kommunen nicht 
in freiem Ermessen Geschwindigkeitsbegrenzungen anordnen können, 
sondern dies aufgrund der vom Bundesgesetzgeber vorgesehenen Regel-
geschwindigkeit von 50km/h innerorts (§ 3 Abs. 3, Ziff 1 StVO) rechtlichen 
Einschränkungen unterliegt.

Die Anordnung einer geringeren Höchstgeschwindigkeit setzt immer eine 
über das in einer Großstadt übliche Gefahrenpotential deutlich hinausge-
hende Gefährdungslage voraus, sofern nicht die Möglichkeit besteht, den 
Straßenabschnitt in eine Tempo-30-Zone einzubeziehen.
Die Maßgaben zur Einrichtung von Tempo-30-Zonen regelt § 45 Abs. 1c 
der Straßenverkehrsordnung (StVO). Hiernach kommen Tempo-30-Zonen 
insbesondere in Wohngebieten und Gebieten mit hoher Fußgänger- und 
Fahrradverkehrsdichte sowie hohem Querungsbedarf in Betracht. Voraus-
setzung für die Einrichtung einer Tempo-30-Zone ist ferner, dass diese nur 
Straßen ohne lichtzeichengeregelte Kreuzungen, Fahrstreifenbegrenzun-
gen, Leitlinien und benutzungspflichtige Radwege umfassen darf. Eine 
Einrichtung von flächendeckenden Tempo-30-Zonen und insbesondere die 
Einrichtung von Tempo-30-Zonen in Hauptverkehrsstraßen scheidet daher 
aufgrund der fehlenden Rechtsgrundlage regelmäßig aus.
Ungeachtet der vorstehenden Ausführungen kann die Straßenverkehrsbe-
hörde eine streckenbezogene Beschränkung der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit auf 30km/h auch auf Grundlage von § 45 Abs. 1 Nr. 3 zum 
Schutz der Wohnbevölkerung vor Lärm und Abgasen anordnen. Vorausset-
zung hierfür ist, dass auf Grund der besonderen örtlichen Verhältnisse eine 
Gefahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko einer Beeinträchtigung 
der genannten Rechtsgüter (Schutz vor Lärm) erheblich übersteigt.
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Erforderlich ist dabei in jedem Fall eine Einzelfallbetrachtung. Es handelt 
sich bei der Umsetzung der verkehrsrechtlichen Maßnahmen um eine so-
genannte Ermessensvorschrift, das heißt, bei der Entscheidung sind die 
beteiligten Interessen gegeneinander abzuwägen. Insbesondere bei der 
Entscheidung über den Schutz der Wohnbevölkerung vor Lärm sind zum 
einen die Belange des Straßenverkehrs und der Verkehrsteilnehmer*innen 
zu würdigen. Zum anderen sind auch die Interessen anderer Anlieger*in-
nen in Rechnung zu stellen, ihrerseits von übermäßigem Lärm verschont 
zu bleiben, der als Folge verkehrsberuhigender Maßnahmen durch die Ver-
lagerung des Verkehrs eintreten kann. In dieser Abwägung sind beispiels-
weise die unterschiedlichen Funktionen der Straßen, die Art der Nutzung 
der umgebenden Flächen, das quantitative Ausmaß der Lärmbeeinträchti-
gungen, die Leichtigkeit der Realisierung von Maßnahmen, eventuelle Ein-
flüsse auf die Verkehrssicherheit, der Energieverbrauch von Fahrzeugen, 
die Immission von Luftschadstoffen, die Versorgung der Bevölkerung, eine 
etwaige Beeinträchtigung des öffentlichen Personennahverkehrs sowie die 
Auswirkungen von Einzelmaßnahmen auf die allgemeine Freizügigkeit des 
Verkehrs zu berücksichtigen.

Die pauschale Anordnung einer flächendeckenden Geschwindigkeitsbe-
schränkung auf 30 km/h ist demnach entsprechend den vorstehenden 
Ausführungen aufgrund der bundesrechtlichen Bestimmungen nicht um-
setzbar.

Im Rahmen der derzeitigen Fortschreibung des Lärmaktionsplans für 
München (vgl. Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 13487) wurde für die nach fest-
gelegten fachlichen Kriterien ausgewählten Untersuchungsgebiete eine 
systematische Prüfung der Umsetzbarkeit einer Beschränkung der zulässi-
gen Höchstgeschwindigkeit von 30km/h vorgenommen. In diesem Zusam-
menhang ist bereits eine Vorabprüfung im Hinblick auf mögliche Gründe, 
die einer Anordnung von Tempo 30 entgegenstehen, erfolgt. Zu nennen 
seien hier insbesondere eine Beeinträchtigung des öffentlichen Personen-
nahverkehrs oder eine Funktion der Straße im Primär- oder Wirtschaftsnetz 
und damit einhergehend die Gefahr möglicher Verdrängungseffekte in das 
untergeordnete Straßennetz. Im Entwurf des Lärmaktionsplans wurden 
sodann Prüfaufträge zur Umsetzung von Tempo 30 formuliert. Eine Detail-
prüfung erfolgt dann im Rahmen des Verfahrens zur verkehrsrechtlichen 
Anordnung durch das Mobilitätsreferat.

Für die folgenden Streckenabschnitte ist im Entwurf des Lärmaktionsplans 
ein Prüfauftrag für eine Beschränkung der zulässigen Höchstgeschwindig-
keit auf 30km/h ganztags (0 bis 24 Uhr) enthalten:
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-	 Paul-Heyse-Straße von Bayerstraße bis Landwehrstraße
-	 Gabelsbergerstraße von Schleißheimer Straße bis Luisenstraße
-	 Theresienstraße von Schleißheimer Straße bis Luisenstraße
-	 Schwanseestraße von Giesinger Bahnhofplatz bis Chiemgaustraße
-	 Schleißheimer Straße von Petuelring bis Theresienstraße
-	 Lerchenauer Straße von Schleißheimer Straße bis Birnauer Straße
-	 Maßmannstraße von Dachauer Straße bis Theresienstraße
-	 Aschheimer Straße/Melusinenstraße/Claudius-Keller-Straße von Grafin-

ger Straße bis Balanstraße
-	 Werinherstraße/Ichostraße von Balanstraße bis Aignerstraße
-	 Dachauer Straße von Stiglmaierplatz bis Elisenstraße
-	 Balanstraße von Schlesierstraße bis Chiemgaustraße
-	 Karl-Theodor-Straße/Rheinstraße von Belgradstraße bis Leopoldstraße
-	 Potsdamer Straße von Leopoldstraße bis Ungererstraße
-	 Leopoldstraße von Münchner Freiheit bis Hörwarthstraße

Für die folgenden Streckenabschnitte ist im Entwurf des Lärmaktionsplans 
ein Prüfauftrag für eine Beschränkung der zulässigen Höchstgeschwindig-
keit auf 30km/h nachts (22 bis 6 Uhr) enthalten:
-	 Schwanthalerstraße von Bavariaring bis Sonnenstraße
-	 Prinzregentenstraße von Prinzregentenplatz bis Vogelweideplatz
-	 Einsteinstraße von Kuglerstraße bis Vogelweideplatz
-	 Barer Straße/Nordendstraße von Theresienstraße bis Hohenzollern-

straße
-	 Belgradstraße von Hohenzollernstraße bis Destouchesstraße
-	 Dachauer Straße von Leonrodstraße bis Stiglmaierplatz
-	 Landsberger Straße/Bayerstraße von Trappentreustraße bis Paul-Heyse-

Straße
-	 Berg-am-Laim-Straße/Kreillerstraße von Schlüsselbergstraße bis 

Bertschstraße
-	 Ingolstädter Straße von Maria-Probst-Straße bis Anton-Will-Straße

Der Entwurf des Lärmaktionsplans wurde am 24.7.2024 durch die Vollver-
sammlung des Stadtrats gebilligt und am 27.11.2024 final beschlossen. Die 
Prüfaufträge sind in der finalen Fassung des Lärmaktionsplans berücksich-
tigt. Nach der gemeinsamen Prüfung der Maßnahmenvorschläge durch 
das Referat für Klima- und Umweltschutz und das Mobilitätsreferat wird 
der Stadtrat vor Umsetzung der Maßnahmen erneut befasst. 

Über die Maßgaben des Lärmaktionsplans hinaus prüft das Mobilitäts-
referat bei Vorliegen einer konkreten Veranlassung (z.B. Bürger*innenbe-
schwerden, Bürgerversammlungsempfehlungen und Anträgen aus den 
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Bezirksausschüssen), ob in einem Straßenzug die Voraussetzungen für die 
Anordnung einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 30km/h vorliegen 
und erlässt gegebenenfalls eine entsprechende verkehrsrechtliche Anord-
nung.

Zu Antragspunkt 2:
Gemäß § 88 Abs. 3 der Bayerischen Zuständigkeitsverordnung (ZustV) in 
Verbindung mit der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
des Innern zur Verfolgung und Ahndung von Verstößen im ruhenden Ver-
kehr sowie von Geschwindigkeitsverstößen durch Gemeinden vom 12. 
Mai 2006 (Az. I C 4-3618.3011-13) sind für die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach § 24 StVG, die im ruhenden Verkehr festge-
stellt werden sowie Ordnungswidrigkeiten nach § 24 StVG, die Verstöße 
gegen die Vorschriften über die zulässige Geschwindigkeit von Fahrzeugen 
betreffen, neben der Polizei auch die Gemeinden zuständig. Die räumliche 
und zeitliche Abgrenzung der Tätigkeiten der Gemeinde und der Polizei soll 
hierbei durch Vereinbarung erfolgen.
Im Stadtgebiet des Landeshauptstadt München ist die kommunale Ver-
kehrsüberwachung zuständig für die Kontrolle des fließenden Verkehrs in 
Tempo-30-Zonen und sonstigen Strecken mit einer zulässigen Höchstge-
schwindigkeit von 30km/h. Auf den übrigen Straßen der Landeshauptstadt 
München obliegt die Überwachung des fließenden Verkehrs der Polizei.

Das Kreisverwaltungsreferat – Kommunale Verkehrsüberwachung hat uns 
zu den unter Antragspunkt 2 aufgeworfenen Fragestellungen Folgendes 
mitgeteilt:

„Die Kommunale Verkehrsüberwachung der Landeshauptstadt München 
übernimmt in Abstimmung mit der Polizei München in der Regel die Ge-
schwindigkeitsüberwachung von Tempo-30-Zonen und -Strecken. Rund 
900 Straßenzüge mit entsprechenden verkehrsrechtlichen Anordnungen 
gehören dabei zum derzeitigen Einsatzbereich der kommunalen Geschwin-
digkeitsüberwachung. Es erfolgt stetig anhand von Verkehrs-, Geschwin-
digkeits- und Mobilitätsdaten aber auch anhand von Beschwerdelagen 
eruierbarer Problemstellen eine Erweiterung des bisherigen Umfangs an 
kontrollierbaren Örtlichkeiten. Die Mitarbeiter*innen der Kommunalen Ver-
kehrsüberwachung werden für eine möglichst gute Abdeckung von neural-
gischen Zeiten im Schichtbetrieb eingesetzt, damit Geschwindigkeitskont-
rollen z.B. auch am späten Abend stattfinden können.

Um die Geschwindigkeitsüberwachung technisch und personell zu fle-
xibilisieren, hat die Kommunale Verkehrsüberwachung im Rahmen ihres 
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Beschlusses zur strategischen Weiterentwicklung im November 2023 
angestoßen, die bisher mit Fahrzeugen durchgeführte mobile Geschwin-
digkeitsüberwachung um teilstationäre Messanhänger zu ergänzen. Zwei 
dieser Anhänger befinden sich derzeit in der Beschaffung und können 
bis 2025 in Betrieb gesetzt werden. Sie können – einmal positioniert und 
ausgerichtet – autark betrieben werden und somit gerade zu Zeiten, in 
denen der Einsatz von Personal kosten- und zeitintensiv ist, permanente 
Messungen durchführen und so Geschwindigkeitsüberschreitungen fest-
stellen. Das Kreisverwaltungsreferat ist bestrebt, den Einsatz der mobilen 
Messanhänger durch Datenaustausch mit anderen Referaten, wie dem 
Mobilitätsreferat und dem Referat für Klima- und Umweltschutz, bzw. an-
deren Stellen wie dem Polizeipräsidium München, zu optimieren, damit die 
Wirksamkeit der Geschwindigkeitsüberwachung mit Blick auf Verkehrs-
sicherheit sowie Lärm- und Klimaschutz durch flexiblen und zielgenauen 
Einsatz erhöht werden kann.

In Bezug auf diese und ggf. denkbare weitere Beschaffungen ist auf die fi-
nanziell hohe Kosten auslösende Beschaffung und den wartungsintensiven 
Betrieb von mobilen Anlagen zur Geschwindigkeitskontrolle hinzuweisen. 
Ein flächendeckender Einsatz von mobilen Anlagen zur Geschwindigkeits-
messung im ganzen Stadtgebiet ist daher aus Sicht des Kreisverwaltungs-
referats nicht zweckmäßig. Umso größere Bedeutung gewinnen daher 
Maßnahmen zur Identifizierung von Örtlichkeiten, an denen die Kontrolle 
der Höchstgeschwindigkeit Priorität haben sollte. Ein gegenseitiger Daten- 
und Analyseaustausch zwischen den zuvor genannten Stellen sollte daher 
vorrangig vorangetrieben werden.“

Das Polizeipräsidium München hat uns zu den unter Antragspunkt 2 aufge-
worfenen Fragestellungen Folgendes mitgeteilt:

„Die Überwachung der gefahrenen Geschwindigkeit wird im Bereich des 
Polizeipräsidiums München primär durch die Verkehrspolizei Verkehrsüber-
wachung (VPI VÜ) durchgeführt. Dafür stehen der VPI VÜ modernste Ein-
satzmittel zur Verfügung. Geschwindigkeitsmessungen finden auch in den 
Nachtstunden statt.
Im Jahr 2023 passierten über 1,7 Millionen Kraftfahrzeuge die mobilen Ge-
schwindigkeitsmessstellen der Polizei in München. In über 61.000 Fällen 
fuhren sie dabei zu schnell. Dies entspricht einem Rückgang um -10,5% 
gegenüber dem Vorjahr. Bei Geschwindigkeitsmessungen mit Handlaser-
messgeräten wurden weitere 6.773 Geschwindigkeitsverstöße geahndet.
In drei Tunneln des Mittleren Rings (Richard-Strauss-, Petuel- und Lui-
se-Kiesselbach-Tunnel) befinden sich stationäre Geschwindigkeitsüberwa-
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chungsanlagen. Zusammen mit der stationären Geschwindigkeitsüberwa-
chungsanlage auf der Landshuter Allee und den weiteren im Stadtgebiet 
verteilten stationären Geschwindigkeitsmessanlagen wurden dort im Jahr 
2023 bei einem Fahrzeugdurchlauf von über 97 Millionen Fahrzeugen 
insgesamt knapp 109.047 Kraftfahrer beanstandet. Das entspricht einer 
durchschnittlichen Beanstandungsquote von 0,1%.“

Zu Antragspunkt 3:
Im Hinblick auf die thematisierte Problematik des verhaltensbezogenen 
Verkehrslärms ist zunächst darauf hinzuweisen, dass die kommunalen 
Handlungsmöglichkeiten hier äußerst begrenzt sind.

Grund hierfür ist, dass die Zulassungsvoraussetzungen für Kraftfahrzeuge 
auf Bundesebene geregelt werden. Für Fahrzeuge im laufenden Betrieb, 
d.h. für die Teilnahme am Straßenverkehr, gibt es in Deutschland keine ver-
bindlichen Lärmgrenzwerte. Entsprechende Regelungen existieren ledig-
lich im Zusammenhang mit der Zulassung von Kraftfahrzeugen. Einschlä-
gig hierfür sind die Maßgaben der FZV (Fahrzeug-Zulassungsverordnung) 
bzw. der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StZVO). Hier wird u.a. die 
Einhaltung der Maßgaben verschiedener EU-Richtlinien bzw. -Verordnun-
gen als Voraussetzung für die (Typen-) Zulassung eines Kraftfahrzeugs ge-
nannt.

Im Hinblick auf die zulässigen Geräuschemissionen ist hier die Verordnung 
Nr. 540/2014 vom 16. April 2014 über den Geräuschpegel von Kraftfahrzeu-
gen und von Austauschschalldämpferanlagen (…) einschlägig. Diese Ver-
ordnung regelt u.a. die unter definierten Betriebsszenarien zulässigen Ge-
räuschpegel von Kraftfahrzeugen und die Prüfbedingungen, unter welchen 
diese zu ermitteln sind. Solche Betriebsszenarien sind z.B. das Fahren mit 
konstanter Geschwindigkeit bei 50km/h oder der Motorleerlauf im Stand. 
Für diese Betriebszustände werden genaue Bedingungen definiert, unter 
denen die Emissionen der zu prüfenden Kfz ermittelt und mit den festge-
legten Grenzwerten abgeglichen werden. Die festgelegten Grenzwerte 
werden ausschließlich für die definierten Betriebszustände herangezogen, 
für alle anderen Betriebszustände sind daher de facto keine Grenz- 
werte definiert. Der Bundesgesetzgeber hat keine über die vorgenannte 
EU-Richtlinie hinausgehenden Regelungen im Hinblick auf die zulässigen 
Lärmemissionen von Kraftfahrzeugen erlassen.

Aus den o.g. Rahmenbedingungen folgt, dass Automobilentwickler Sys-
teme konstruieren können, die zwar den definierten Prüfkriterien genügen, 
jedoch in anderen Betriebsszenarien einen erheblich höheren Lärmpegel 
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erzeugen. Als Beispiel seien Klappenauspuffe genannt, die ab einer be-
stimmten Drehzahl bzw. Geschwindigkeit, welche von den definierten 
Prüfkriterien nicht erfasst werden, den Abgasstrom am Schalldämpfer 
vorbeileiten. Diese sind oft bereits serienmäßig bei einem bestimmten 
Fahrzeugtyp zugelassen. Entsprechende Fahrzeuge werden häufig von 
den sog. „Autoposern“ eingesetzt und erzeugen z.T. eine erhebliche Kon-
fliktlage.

Serienmäßig zugelassene Kraftfahrzeuge können von den Kontrollorganen 
in der Regel nicht beanstandet werden, auch wenn diese im tatsächlichen, 
von den definierten Prüfbedingungen abweichenden Betrieb deutlich hö-
here Lärmemissionen verursachen.

Letztlich können somit zumeist nur Fahrzeuge aus dem Verkehr gezogen 
werden, die in illegaler Weise manipuliert wurden. Aus fachlicher Sicht ist 
somit festzuhalten, dass nur eine Verschärfung der Zulassungsvorausset-
zungen für Kraftfahrzeuge auf Bundesebene eine nachhaltige Lösung der 
Konfliktlage ermöglichen würde.

Das Kreisverwaltungsreferat – Kommunale Verkehrsüberwachung – hat 
uns mitgeteilt, dass die unter Antragspunkt 3 thematisierten Problem-
stellungen in der Regel in Straßenabschnitten auftreten, in denen eine 
Höchstgeschwindigkeit von mindestens 50km/h zulässig ist und die Über-
wachung des fließenden Verkehrs somit der Polizei obliegt.

Das Polizeipräsidium München hat uns hierzu mitgeteilt:
„Kontrollen i.S. Autoposing und Tuning:
Beamte der VPI VÜ mit fundierten Fachkenntnissen im Bereich Manipula-
tionen an Kraftfahrzeugen kontrollieren regelmäßig Fahrzeuge, an denen 
technische Veränderungen durchgeführt wurden. Unzulässige Umbauten 
werden geahndet und die Fahrzeuge ggf. zur Erstellung technischer Gut-
achten sichergestellt.
Auch im Bereich Autoposing werden bereits verstärkte Kontrollen sowie 
Schwerpunkte durchgeführt.

Nachdem sich im Bereich des Polizeipräsidiums München und den be-
nachbarten Polizeipräsidien Oberbayern Nord und Oberbayern Süd eine 
größere Gruppierung i.S. Autoposing/Tuning versucht zu etablieren, wurde 
eine Arbeitsgruppe unter der Federführung des Polizeipräsidiums München 
ins Leben gerufen, um diesem Phänomen zielgerichtet begegnen zu kön-
nen.
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Autorennen:
Im Jahr 2023 wurden im Bereich des Polizeipräsidiums München (ohne 
Bundesautobahnen) 53 verbotene Kraftfahrzeugrennen festgestellt und zur 
Anzeige gebracht.

Bei den illegalen Kraftfahrzeugrennen handelte es sich ausschließlich um 
private Rennen, die sich in der Regel spontan ergaben. Etwa die Hälfte 
waren sog. ‚Alleinrennen‘, bei welchen sich der Täter nicht mit einem wei-
teren Fahrzeugführer ein Rennen lieferte, sondern alleine grob verkehrs-
widrig und rücksichtlos versuchte, eine höchstmögliche Geschwindigkeit 
zu erreichen.

An bekannten Örtlichkeiten werden regelmäßig Kontrollen und Schwer-
punkte durchgeführt.
Bei entsprechenden polizeilichen Feststellungen hat dies für die Teilneh-
mer an einem illegalen Kraftfahrzeugrennen u.a. ggf. die Entziehung der 
Fahrerlaubnis und die Sicherstellung des Fahrzeugs zur Folge.“

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Ich 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.

Das Kreisverwaltungsreferat sowie das Mobilitätsreferat haben dieses Ant-
wortschreiben mitgezeichnet. Das Polizeipräsidium München erhält einen 
Abdruck des Antwortschreibens.
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Bayerstraße 22 
Anfrage Stadtrat Alexander Reissl (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE 
WÄHLER) vom 23.7.2024

Antwort Sozialreferentin Dorothee Schiwy:

In Ihrer Anfrage vom 23.7.2024 führen Sie Folgendes aus:
In der Bayerstraße 22 betreibt ein von der Stadt beauftragter Träger eine 
Einrichtung für obdachlose Jugendliche. In dem Haus sind weitere Einhei-
ten vermietet, gewerblich und zum Wohnen. In dem Anwesen gibt es dem 
Vernehmen nach ernsthafte Konflikte.

Zu Ihrer Anfrage vom 23.7.2024 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des 
Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:

Frage 1:
Hält die Stadt das Konzept des Trägers noch für geeignet?

Antwort:
Die Notschlafstelle für Minderjährige „sleep In“ ist eine für das Stadtju-
gendamt München sehr wichtige und unerlässliche Einrichtung. Die Not-
schlafstelle ist vor allem für die Jugendlichen eine Anlaufstelle geworden, 
welche gut angenommen wird. 
Dem Stadtjugendamt ist es wichtig, dieser sehr vulnerablen Zielgruppe, 
die für Hilfsangebote schwer zu erreichen ist, einen niedrigschwelligen Zu-
gang zu Unterstützung zu ermöglichen.
Das Stadtjugendamt hält das Konzept des Trägers in Hinblick auf die Ver-
sorgung wohnungsloser Jugendlicher nach wie vor für geeignet. 

Die Situierung der Einrichtung im Bahnhofsviertel wird allerdings inzwi-
schen mitunter kritisch gesehen. Zurzeit wird mit Hochdruck an der zu-
künftigen Verortung der Einrichtung gearbeitet.
Aktuell ist diese zwar noch in der Bayerstraße 22 und bietet Jugendlichen 
zwischen 14 und 17 Jahren Schutz und mit der kurzfristigen Vermeidung 
von Gefährdung und Obdachlosigkeit ein niederschwelliges Übernach-
tungs-, Beratungs- und Unterstützungsangebot, dennoch ist die Weiterfüh-
rung des „sleep In“ in der Bayerstraße 22 auch aus Vermietersicht nach 
jetzigem Sachstand über den 31.3.2025 hinaus nicht mehr möglich. Die 
Einrichtung wird im Rahmen einer etwaigen Wiedereröffnung an einem 
anderen Standort konzeptionell an die neuen Gegebenheiten angepasst. 
Hierzu sind bereits erste Schritte von Seiten des Stadtjugendamtes unter-
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nommen worden. Hierzu wird dem Stadtrat auch eine Sitzungsvorlage zur 
Entscheidung vorgelegt, welche sich in Erarbeitung befindet.

Frage 2:
Wie viele Stellen für sozialpädagogische Betreuung sind in dem Projekt 
finanziert?

Antwort:
Für die sozialpädagogische Betreuung in der Notschlafstelle gibt es 3,76 
VZÄ Fachkräfte und 6,06 VZÄ Hilfskräfte, welche sowohl in Tagdiensten als 
auch in Nachtdiensten eingesetzt werden. 

Frage 3:
Ist gewährleistet, dass rund um die Uhr Betreuung oder wenigstens Be-
aufsichtigung der Jugendlichen gewährleistet ist?

Antwort:
Während der Öffnungszeiten des „sleep In“ zwischen 14 Uhr und 9 Uhr 
stehen vor Ort Ansprechpartner*innen für die Jugendlichen zur Verfügung. 
Der soziale Begegnungsraum werktags dient den Jugendlichen als Schutz- 
und Aufenthaltsraum, wo sie Kontakt zu den Mitarbeitenden herstellen 
können. Frühstück und Abendessen werden dort eingenommen. Für 
die Notschlafstelle sind die pädagogischen Fachkräfte insbesondere am 
Nachmittag anwesend und bieten den jungen Menschen ein Beziehungs-
angebot, beraten, unterstützen und motivieren dazu, ein reguläres Jugend-
hilfeangebot anzunehmen. Dabei werden geschlechtsspezifische Anforde-
rungen, unterschiedliche Lebenslagen und Bewältigungsstrategien in die 
Beratungsangebote einbezogen und die Zugangswege und Bedürfnislagen 
von Mädchen und Jungen verschiedener Altersstufen und unterschiedli-
cher Herkunft in den Blick genommen. 

Zur Wahrung der Sicherheit und zur Durchsetzung des Schutzbedürfnisses 
der Jugendlichen wird ein Sicherheitsdienst (einschlägig erfahrene und ge-
schulte Kräfte) eingesetzt, der täglich rund um die Uhr anwesend ist. 
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Garagen-Alarm bei der Münchner Wohnen – Wie viele Anlagen sind 
noch sanierungsbedürftig?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann, Gabriele Neff, 
Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion) vom 
22.10.2024

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk:

Mit Schreiben vom 22.10.2024 haben Sie gemäß § 68 GeschO folgende 
Anfrage an Herrn Oberbürgermeister gestellt, die vom Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung wie folgt beantwortet wird.

In Ihrer Anfrage führen Sie aus, dass einem Pressebericht kürzlich zu 
entnehmen gewesen sei, dass in einer Anlage der Münchner Wohnen in 
Taufkirchen ab Januar 2025 750 Parkplätze entfallen, weil eine Tiefgarage 
saniert und brandschutzertüchtigt werden müsse. Der Parkdruck in der 
Gegend sei aktuell schon groß, der Entfall von Hunderten Parkplätzen über 
einen Zeitraum von mehreren Jahren sei eine enorme Belastung für die 
Anwohner. Das örtliche Bauamt beklage mangelnde Eigeninitiative der 
Münchner Wohnen, um die Situation vor Ort besser regeln zu können.

In diesem Zusammenhang haben Sie folgende Fragen:
 
Frage 1:
Hat die Münchner Wohnen wie angekündigt mittlerweile den Garagenmie-
tern alternative Parkmöglichkeiten angeboten? Wenn ja, wie viele Mieter 
sind dadurch weiterhin mit einem Parkplatz „versorgt“? Falls das Angebot 
nicht von allen angenommen wurde, was waren die Gründe dafür?

Antwort:
Um frühzeitig den Bedarf für alternative Parkmöglichkeiten zu ermitteln, 
wurde am 17.10.2024 eine Informationsveranstaltung im Kulturzentrum 
Taufkirchen durch die Münchner Wohnen abgehalten, an der rund 150 be-
troffene Stellplatzmieter*innen teilgenommen haben. Die Mieter*innen 
konnten hierbei ihre Anliegen vorbringen und ihren individuellen Bedarf an 
Ersatzstellplätzen mitteilen. Hierzu wurden vor Ort Formulare zur Verfü-
gung gestellt. Zudem besteht für alle Mietenden jederzeit die Möglichkeit, 
ihre Bedarfe telefonisch, per E-Mail oder persönlich in der Geschäftsstelle 
Taufkirchen mitzuteilen. Aktuell werden seitens der Münchner Wohnen An-
gebote erarbeitet, die auf die jeweiligen Bedarfe zugeschnitten sind und ab 
dem 1.1.2025 als freiwilliger Ausgleich bereitgestellt werden sollen. 
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Die Münchner Wohnen hat sich entsprechende Angebote für alternative 
Parkplätze eingeholt, die gegenwärtig geprüft werden. Ziel der Münchner 
Wohnen ist es, während der Zeit der Sanierung eine akzeptable Lösung für 
die Betroffenen zu finden. Hierzu steht man auch im engen Austausch mit 
der Gemeindeverwaltung Taufkirchen. Die Mietenden werden in Kürze ein 
Informationsschreiben zur weiteren Vorgehensweise erhalten. Die Münch-
ner Wohnen geht davon aus, dass möglichst vielen Mieter*innen ein Alter-
nativparkplatz angeboten werden kann.

Frage 2:
Sieht die Münchner Wohnen Verbesserungsbedarf in der Kommunikation 
und Zusammenarbeit mit den Mietern und/oder Behörden, um Negativ-
schlagzeilen künftig zu vermeiden?

Antwort:
Die Münchner Wohnen legt großen Wert auf transparente, offene Kommu-
nikation und eine enge, konstruktive Zusammenarbeit mit den Mietenden 
und der Gemeindeverwaltung Taufkirchen. Ziel der Münchner Wohnen ist 
es, nicht nur proaktiv über Maßnahmen zu informieren, sondern auch aktiv 
auf die Bedürfnisse der Mietenden einzugehen, um gemeinsam Lösungen 
zu entwickeln. Neben der Erreichbarkeit des Kundenservices per Telefon, 
E-Mail und Mieterapp werden auf der eigens eingerichteten Quartiersweb-
site umfassende Informationen und Antworten auf häufig gestellte Fragen 
bereitgestellt. Zudem stehen die Mitarbeitenden in der Geschäftsstelle 
Taufkirchen an fünf Tagen pro Woche für ein persönliches Gespräch zur 
Verfügung.

Ergänzend fördert die Münchner Wohnen einen direkten Austausch mit 
den Mietenden durch die regelmäßige Organisation von Veranstaltungen. 
Beispielhaft hierfür steht die Mietersprechstunde mit dem Taufkirchener 
Bürgermeister Ullrich Sander und dem Geschäftsführungsmitglied Chris-
tian Müller am 6.12.2024.

Frage3:
Gibt es weitere Garagen mit akutem Sanierungsbedarf bei der Münchner 
Wohnen? Wenn ja, wo und wie viele Parkplätze sind davon jeweils betrof-
fen?

Antwort:
Die Münchner Wohnen legt großen Wert auf die Sicherheit und den ord-
nungsgemäßen Zustand ihrer Tiefgaragenanlagen. Daher werden diese 
regelmäßig zur Gewährung der Verkehrssicherheit geprüft, anfallende In-
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standhaltungsarbeiten unterjährig beauftragt und umgesetzt. Auch im Jahr 
2024 wurden alle Tiefgaragen geprüft. Dabei wurde festgestellt, dass bei 
keiner weiteren Tiefgarage akuter Handlungsbedarf besteht, die eine Sper-
rung notwendig machen würde. 

Für die Jahre 2025 und 2026 sind allgemeine Instandhaltungsmaßnahmen 
an 18 Tiefgaragen vorgesehen. Zusätzlich werden alle Tiefgaragen regelmä-
ßig durch speziell eingesetzte Instandhaltungstechniker überwacht, die bei 
Bedarf auch kleinere Arbeiten durchführen. Bei der jährlichen umfassen-
den Verkehrssicherungsbegehung werden bautechnische Mängel doku-
mentiert. Auf Basis dieser Ergebnisse kann die Münchner Wohnen sodann 
präventiv und nachhaltig planen, um den sicheren Betrieb der Tiefgaragen 
langfristig sicherzustellen.

Frage 4:
Wie erklärt sich die veranschlagte lange Sanierungsdauer von drei Jahren 
für die Garage in Taufkirchen?

Antwort:
Die Münchner Wohnen teilte mit, dass aufgrund des Umfangs und der 
Komplexität des Vorhabens eine Sanierungsdauer von drei Jahren einge-
plant wird. Bei der Umsetzung des Projekts wird auf eine sorgfältige und 
nachhaltige Sanierung gesetzt, um eine langfristige Sicherheit und Funktio-
nalität der Anlage zu gewährleisten. Zu Beginn müssen sämtliche Decken 
und Wände vollständig geöffnet werden, um die Bausubstanz detailliert 
prüfen zu können. Erst auf Basis dieser Erkenntnisse ist im Anschluss eine 
detaillierte Planung und darauf aufbauend der Beginn der umfangreichen 
Sanierungsmaßnahmen mit voraussichtlich folgenden Arbeitsschritten 
möglich:

-	 Erdarbeiten: Freilegung der erdüberschütteten Tiefgaragendecke
-	 Schadstoffentsorgung
-	 Abbrucharbeiten: Vollständige Erneuerung diverser Bauteile, wie bei-

spielsweise Luftschächte
-	 Betoninstandsetzungsarbeiten
-	 Abdichtarbeiten
-	 Erneuerung der Tiefgaragenentlüftung
-	 Elektroarbeiten: Errichtung einer neuen Brandmeldeanlage
-	 Erneuerung der Entwässerung
-	 Ertüchtigung der Zufahrtsrampe
-	 Metallbauarbeiten und Erneuerung der Freianlagen über der Tiefgarage.
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Mit Blick auf vergleichbare Objekte bewegt sich die geplante Dauer laut 
Aussage der Münchner Wohnen im üblichen Rahmen. Auch wenn die 
dargestellte Vorgehensweise einige Zeit erfordert, ist sie doch essenziell, 
um zu gewährleisten, dass alle Maßnahmen gründlich und nach höchsten 
Standards umgesetzt werden.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten.
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Amigobeschluss „Paketposthalle“ – sind die Sonderre- 
gelungen für den Investor gerechtfertigt? 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Dirk Höpner, Nicola Holtmann  
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) 



Fraktion Ökologisch-Demokratische Partei/München-Liste des Stadtrates 
der Landeshauptstadt München (Fraktion ÖDP/München-Liste) 

Rathaus, Marienplatz 8 ● Zimmer 116 -118 ● 80331 München 
● E-Mail: oedp-ml-fraktion@muechen.de  

● Telefon: 089 / 233 - 26922  

 
 
 
 
 
 
 
An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Herrn Dieter Reiter 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 
 München, 16.01.2025 
Anfrage: 
Amigobeschluss „Paketposthalle“ – sind die Sonderregelungen für den 
Investor gerechtfertigt? 

Im Vorfeld des Billigungsbeschlusses zur Bebauung des Paketpost-Areals wurde 
bekannt, dass die Stadt München die Sanierungskosten der denkmalgeschützten 
Paketposthalle durch den Investor als Teil der Verpflichtungen nach der 
Sozialgerechten Bodennutzung (Sobon) anerkennt. Diese Regelung wurde offenbar 
in internen Runden zwischen Verwaltung, investornahen Fraktionen und dem 
Bauträger selbst ausgehandelt, ohne im Stadtrat oder öffentlich transparent diskutiert 
zu werden. 

Zugleich ist unklar, ob die Sanierung tatsächlich als Investition in die soziale 
Infrastruktur zu bewerten ist oder primär den Interessen des Investors dient. Die 
genannten Sonderregelungen werfen grundlegende Fragen zur Rechtmäßigkeit und 
Transparenz der Entscheidungen sowie zu deren Vereinbarkeit mit den Grundsätzen 
der Sobon auf. 

Darum fragen wir den Oberbürgermeister: 

1. In der Vorlage zum Bebauungsplan 2147 wird eine Sobon-Arbeitsgruppe 
erwähnt. Auf wessen Initiative hin wurde diese gegründet? Wer waren die 
Teilnehmenden? Wer waren die Einladenden? 

2. Handelt es sich bei dem Deal mit dem Investor, die Sanierungskosten der 
Paketposthalle als Teil der Sobon-Pflichten anzurechnen, um ein illegales 
Kompensationsgeschäft?  

3. Wann wurde die Denkmalwürdigkeit der Paketposthalle erkannt? Wusste der 
Investor nichts von der Denkmalwürdigkeit, als er das Paketpostareal gekauft 
hat? 

4. Erhält der Investor durch diese Regelung steuerliche Vorteile? 
5. Warum wurde dieser Geheim-Deal nicht vorab transparent im Stadtrat 

diskutiert und öffentlich gemacht? 
6. Inwiefern sieht die Stadt die Sanierung der Paketposthalle als Investition in die 

soziale Infrastruktur, die eine Ausnahme von den üblichen Sobon-Vorgaben 
rechtfertigt? 

7. Welche rechtliche Verbindlichkeit hat die Zusage des Investors, 50 Prozent 
bezahlbaren Wohnraum zu schaffen? Wie wird sichergestellt, dass diese 
Zusage auch gilt, sollte der Investor in finanzielle Schieflage geraten oder (wie 
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bereits mehrmals geschehen) das Areal samt Baurecht meistbietend 
weiterverkauft? 

8. Handelt es sich bei diesem Geheim-Deal um einen möglichen Präzedenzfall, 
der Investoren bei zukünftigen Projekten dazu motivieren könnte, ähnliche 
Forderungen zu stellen? 

9. Wenn nein, ab wie vielen Bauvorhaben, die ein Investor in München 
vorantreibt, gelten Hinterzimmer-Absprachen? 

 

Initiative: 
Tobias Ruff, Fraktionsvorsitzender 
Dirk Höpner, Planungspolitischer Sprecher 
Nicola Holtmann, Stadträtin 
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Energiesparberatung für Geringverdiener*innen 

Energie-Sprechstunde im Seniorenbeirat 
 

(16.1.2025) Bei Senior*innen zählt oft jeder Cent. Energiekosten 

können schnell zu einer Belastung werden. Gemeinsam mit dem 

Seniorenbeirat unterstützen die Stadtwerke München Menschen 

über 60 mit einem besonderen Service:  

 

Jeden dritten Montag im Monat bieten die SWM in den Räu-

men des Seniorenbeirats (Burgstr. 4, Raum 103) eine kos-

tenfreie Energie-Sprechstunde an. Die nächste findet am 

Montag, 20. Januar, von 10 bis 12 Uhr statt.  

 

Vertrauen schaffen für die Energieberatung zuhause 

Die Energie-Sprechstunde dient als individueller Erstkontakt für 

die eigentliche Energieberatung vor Ort: Die Senior*innen erhal-

ten Informationen zum Inhalt und Ablauf der Beratung. Außer-

dem wird der konkrete Beratungstermin vereinbart. Der Bera-

tungsservice für Geringverdiener*innen richtet sich an Münchner 

Haushalte mit geringem Einkommen, an Bezieher von Grundsi-

cherung sowie an Menschen mit niedrigen Arbeits- oder Alters-

einkünften. 

 

Ablauf der Energieberatung  

Ein verändertes Verhalten hat direkten Einfluss auf die Höhe der 

Energiekosten. Hier setzt die Beratung an: Die Energieberater 

spüren im Haushalt Schwachstellen auf, analysieren Verbrauchs-

gewohnheiten und führen eine Tarifberatung durch. Das Bera-

tungsgespräch dauert etwa 1 bis 1,5 Stunden. Als Starthilfe gibt 

es ein Energie-Sparpaket mit zwei LED-Leuchtmitteln, Steckdo-

senleiste, Perlator und Kühlschrankthermometer. 

 

Mehr Informationen und Kontakt: www.swm.de/energieberatung  

http://www.swm.de/
https://twitter.com/SWM_Muenchen
https://www.facebook.com/StadtwerkeMuenchen
https://www.swm.de/energiesparen/geringverdiener-service#:%7E:text=Jeden%20dritten%20Montag%20im%20Monat,die%20kostenfreie%20Energie%2DSprechstunde%20an.
https://www.swm.de/privatkunden/energieberatung.html
http://www.swm.de/energieberatung


 

 
 
Pressemitteilung       
 
 

Preisanpassung in Hellabrunn 
 
München, den 16. Januar 2025 
 
 
Am 1. Februar 2025 erhöht der Tierpark Hellabrunn nach mehreren Jahren die 
Eintrittspreise. Grund dafür sind vor allem steigende Betriebskosten. 
 
Ab dem 1. Februar 2025 wird es eine moderate Preisanpassung bei den Tages- und 
Jahreskarten im Münchner Tierpark geben. Der Eintrittspreis für einen Erwachsenen wird dann 
bei 20 Euro liegen. Für Kinder erhöht sich der Eintrittspreis von sieben auf acht Euro. Die „Kleine 
Familien-Tageskarte“ (ein Elternteil und dessen eigene bzw. unter gleicher postalischer Adresse 
lebende Kinder zwischen vier und 14 Jahren) wird statt 22 dann 25 Euro kosten, die „Große 
Familien-Tageskarte“ (beide Eltern und deren eigene bzw. unter gleicher postalischer Adresse 
lebende Kinder zwischen vier und 14 Jahren) 45 Euro. Die Parkgebühren auf dem Parkplatz P2 
an der Siebenbrunner Straße bleiben gleich, bei 6 Euro pro Tag.  
 
Die letzte Preisanpassung für den Tageseintritt erfolgte vor drei Jahren. „Auch der Tierpark 
Hellabrunn muss verantwortungsvoll und betriebswirtschaftlich handeln. Steigende Kosten bei 
Energie, Futterversorgung und Personal zwingen Hellabrunn zu agieren, um den umfangreichen 
Tierparkbetrieb aufrechtzuerhalten“, erklärt Tierparkdirektor Rasem Baban und weiter: „Die 
inflationäre Preisentwicklung seit 2022 hat auch vor unserer Wirtschaftsbilanz keinen Halt 
gemacht, sodass zudem Bau- und Instandhaltungskosten für unsere Tieranlagen und sonstigen 
Infrastrukturprojekte immens gestiegen sind. Somit ist eine Preisanpassung in diesem Jahr 
unvermeidbar, die Erhöhung erfolgt jedoch sehr moderat.“   
 
Die Preise für die Jahreskarten werden ebenfalls angepasst. Künftig kostet eine Jahreskarte für 
Erwachsene 69 Euro, für Kinder 34 Euro. Für Familien erhöht sich der Preis auf 69 Euro (kleine 
Familien-Jahreskarte) bzw. 138 Euro (große Familien-Jahreskarte). „Für Münchnerinnen und 
Münchner, die den Tierpark oft und regelmäßig besuchen, lohnt sich nach wie vor der Kauf einer 
Jahreskarte – bereits mit drei Besuchen im Jahr hat man den Preis der Jahreskarte eingelöst. 
Erfreulicherweise bieten wir ab dem 1. Februar 2025 auf vielfachen Wunsch unsere 
Familienkarten, also Tages- und Jahreskarten, auch für Großeltern und Enkelkinder (4-14 Jahre) 
an.“ erklärt Baban. 
 
Selbstverständlich wird es auch künftig ermäßigte Tarife für Schülerinnen und Schüler, 
Studentinnen und Studenten, Seniorinnen und Senioren, Schwerbehinderte sowie Gruppen 
geben. Darüber hinaus erhalten auch Inhaberinnen und Inhaber des München-Passes weiterhin 
eine entsprechende Ermäßigung auf Tages- und Jahreskarten.  
 
Der Tierpark Hellabrunn gehört zu den größten und renommiertesten wissenschaftlich geführten 
Zoos in Deutschland. Mit zahlreichen Investitionen in Tieranlagen und Tierhäuser, aber auch in 



das Bildungsangebot für Besucherinnen und Besucher entwickelt und verbessert sich Hellabrunn 
stetig.  
 
Bereits gekaufte Gutscheine für Jahreskarten können noch ohne Aufzahlung der Preisdifferenz 
bis zum 31. Januar 2025 an den Kassen vor Ort in Hellabrunn eingelöst werden.  
 
 
Eintrittspreise Tierpark Hellabrunn, gültig ab 1. Februar 2025: 

 
Erwachsene  20,00 €  
Kinder (4-14 J.)    8,00 €  
Kleine Familien-Tageskarte (1 Erw. + eigene Kinder)  25,00 €  
Große Familien-Tageskarte (2 Erw. + eigene Kinder)  45,00 €  
Erwachsene ermäßigt (Schüler, Studenten, Senioren, 
Gruppen Erwachsene ab 20 Personen)  

 15,00 €  

Kindergärten u. Schulklassen (je 5 bzw. 10 Kinder 
eine Begleitperson frei); Gruppentickets Kind 

  8,00 €  

Schwerbehinderte Erwachsene bis 90 GdB  15,00 €  
Schwerbehinderte Erwachsene ab 90 GdB Eintritt frei 
Schwerbehinderte Kinder  Eintritt frei  

& zusätzlich eine Begleitperson frei 
Jahreskarte Erwachsene   69,00 €  
Jahreskarte Kinder   34,00 €  
Jahreskarte Senioren, Schüler, Studenten   56,00 €  
kleine Familien-Jahreskarte    69,00 €  
große Familien-Jahreskarte 138,00 €  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

Weitere Informationen: 
Dennis Späth 
Leitung Unternehmenskommunikation  
Münchener Tierpark Hellabrunn AG 
Tierparkstr. 30, 81543 München 
Tel: +49(0)89 62508-711 
Fax: +49(0)89 62508-52 
Email: presse@hellabrunn.de  
Website: www.hellabrunn.de  
http://www.facebook.com/tierparkhellabrunn 

 
Münchener Tierpark Hellabrunn AG 
Vorsitzende des Aufsichtsrates: 
Verena Dietl, 3. Bürgermeisterin 
Vorstand: Rasem Baban 
Eingetragen in das Handelsregister 
des Amtsgerichts München, HRB 42030 
UST-IdNr.: DE 129 521 751 

mailto:presse@hellabrunn.de
http://www.hellabrunn.de/
http://www.facebook.com/tierparkhellabrunn
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